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SteuernundAHVsolleneinBegriffsein
Die Jungfreisinnigen Baselland lancieren eine Petition, um Jugendliche in der Schule besser auf ihre finanzielle Zukunft vorzubereiten.

Delia Burgener

Der Satz des Pythagoras ist den
meistenSchülerinnenundSchü-
lern wohl ein Begriff. Doch was
ist mit «Vorsorgesystem» und
«Steuerpflicht»? «Viele junge
Menschenverlassendie Schule,
ohne über ein vertieftesWissen
über Steuern und die Altersvor-
sorge zu verfügen», steht in
einer Petition, die diese Woche
vonden JungfreisinnigenBasel-
land lanciert wurde. Darin for-
dern sie eine jährliche, obligato-
rische Lerneinheit zum Thema
Steuern und Altersvorsorge in
der Sekundarstufe I.

Ein«Zufrüh»gibt
esnicht
«WiedieseEinheit konkret aus-
sehen soll, lassen wir offen»,
sagtCyril Bleisch,Präsidentder

JungfreisinnigenBaselland. Ihm
seibewusst, dassLehrplanände-
rungen schwierig seien, daher
wolle man der Politik und den
Schulen den nötigen Hand-
lungsspielraumlassen.«Wichtig
ist, dass die Einheit repetitiv
stattfindet. Sohat sie dengröss-
ten Lerneffekt.»

BeimEintritt indieSek I sind
Kinder in der Regel zwölf oder
dreizehn Jahre alt. «Man kann
nicht früh genug anfangen, sich
mit derThematik zubefassen»,
meint Bleisch. Die Einheiten
sollen aufbauend sein und mit
zunehmendemAlter komplexer
werden. Der springende Punkt:
möglichst früh ein Grundver-
ständnis aufbauen. Die Absicht
sei, jungeMenschen besser auf
ihre finanzielle Zukunft vorzu-
bereiten. Sie sollen sich Kennt-
nisseüberRechteundPflichten

in finanziellen Fragen, zum
Schweizer Steuersystemund zu
den drei Säulen der Altersvor-
sorge aneignen.

Der Kanton schreibt auf Anfra-
ge, er schätze es, dass junge
Menschen sichdamit auseinan-
dersetzen, welche Inhalte und
Themen aus ihrer Sicht in der
Schulebehandeltwerdensollen.
Der Lehrplan für die Sekundar-
schule sehe bereits Lernziele
vor, welche die bezeichneten
Bereiche grossmehrheitlich ab-
decken; so beispielsweise die
Einschätzung von rechtlichen
und finanziellen Verpflichtun-
gen oder den verantwortungs-
vollenUmgangmitdeneigenen
finanziellenRessourcen. Sobald
die Petition eingereicht werde,
wolle die Bildungsdirektion die
Anliegen prüfen und Stellung
nehmen.
«Eine Studie der SchweizerNa-
tionalbank hat gezeigt, dass 50
Prozent der Schweizerinnen
undSchweizerwenigfinanzielle

Bildungbesitzen», sagtBleisch.
Es fehltenVertrauenundErfah-
rung in finanziellen Angelegen-
heiten. Die AHV vieler junger
Menschen weise im schlimms-
tenFall Lückenauf. «Siewissen
möglicherweise nicht, dass sie
ohne Lücken in die erste Säule
einzahlen müssen.» Werden
diese Beiträge nicht innerhalb
von fünf Jahren nachgezahlt,
fällt die eigeneAHV-Rente spä-
ter tiefer aus.

«Wiesollensiees ihren
Kindernweitergeben?»
Bleisch sieht nicht die Erzie-
hungsberechtigten, sonderndie
Schule in der Pflicht, solches
Wissen zu vermitteln. «Wenn
schondenErziehungsberechtig-
tendasKnow-howfehlt,wie sol-
len sie es ihren Kindern weiter-
geben?»Die Schule biete daher

eineguteBasis, umalle aufden-
selben Wissensstand zu brin-
gen. Ausserdem erreiche sie
Personen aus allen Gesell-
schaftsschichten.

EinerlernterUmgangmitFi-
nanzenermögliche jungenMen-
schen, eigenverantwortlichund
selbstbestimmthandeln zukön-
nen. In der schulischenBildung
mangleesanpraxisnahen Inhal-
ten, steht in der Petition. Das
müsse sich ändern. «Jugendli-
che sollen nicht erst mit 18 Jah-
ren das erste Mal mit einer
Steuererklärung konfrontiert
werden», ergänzt Bleisch. Sie
sollen wissen, wie man sie aus-
füllt,wasAbzüge sindundwofür
die drei Säulen stehen. «Im
Dschungel aus technischenund
finanziellen Fragen sollten Ju-
gendlichenicht vonanderenab-
hängig seinmüssen.»

Auch inderStadtwerdendieWaschbärengejagt

Der anonymeKünstler «LéonMissile» hatwieder zugeschlagen: An
mehreren Orten in Basel tauchten kürzlich Waschbärenbilder von
ihm auf, etwa am Barfi. Auf Instagram brachte er die Aktion in Zu-
sammenhang mit der Waschbärenjagd im Raum Basel. Inzwischen
wurden viele der Bilder jedoch wieder entfernt. (foe) Bild: Kenneth Nars

Zuvermeiden
oderganzverbieten?
AnderGemeindeversammlung heute Abend
berät Aesch über ein Schottergarten-Verbot.

Tobias Gfeller

Für die einen sind sie ein opti-
scherGraus,dieaufgrundderFo-
lienunterdenSteinenderBiodi-
versität schaden, füranderesind
sie eine schöne und bequeme
Art, den eigenen Garten zu ge-
stalten. Sowohl im Baselbieter
Landratwieauchanzahlreichen
Gemeindeversammlungen und
in Einwohnerräten standen
schon Verbotsanträge zur Dis-
kussion. Durchgekommen sind
nur wenige. So haben unter an-
deremdieGemeindeBubendorf
und der Kanton Solothurn offi-
ziell Schottergärten verboten.

Nunwill auchdieGemeinde
AeschderumstrittenenGarten-
gestaltung einen Riegel schie-
ben. ImneuenZonenreglement
soll das Verbot verankert wer-
den.Darüberundüberdenneu-
en Zonenplan Siedlung ent-
scheidet amDonnerstagdieGe-
meindeversammlung.

BestehendeSchottergärten
dürfenbleiben
In der ursprünglichen Fassung
des neuen Zonenreglements
wollte der Gemeinderat gemäss
FormulierungSchottergärtennur
«vermeiden». Von einem kom-
pletten Verbot sah er ab. In der
öffentlichen Mitwirkung hätten
aber mehrere Personen per
EingabeeindefinitivesVerbotge-
fordert, erklärt Gemeindepräsi-
dentin Eveline Sprecher (SP).
DaraufhinhabederGemeinderat
dieFormulierungangepasstund
nun beantragt er in der für die
Gemeindeversammlung vor-
liegenden Fassung selber ein
Verbot.

Nicht zu verwechseln seien
Stein- und Schottergärten mit
Ruderalflächen, welche einen
wertvollenBeitrag zurBiodiver-
sität leisten. Diese Flächen sei-

enerwünscht.DerGemeinderat
empfiehlt dennauch, bestehen-
deSchottergärten inRuderalflä-
chenumzugestalten.DasVerbot
habeaberkeineAuswirkungauf
bestehendeSchottergärten, ver-
sichert Eveline Sprecher.

Trotz Information und Auf-
klärung habe die Anzahl Schot-
tergärten in den vergangenen
Jahren in Aesch zugenommen.
«WirmöchtendiesenTrendbe-
enden, da Stein- und Schotter-
gärten einem aktiven Boden-
lebenunddamit derBiodiversi-
tät schaden», so Sprecher.

SVP:FürdasKlima
nichtmassgebend
AnderGemeindeversammlung
ist eine intensive Diskussion zu
erwarten. Widerstand kommt
sicher vondenbürgerlichenPar-
teien. In einem Leserbrief im
«Wochenblatt» forderndiePrä-
sidien von SVP, FDP und der
Mitte einVerzicht einesgenerel-
len Verbots.

In der Diskussion über
Schottergärten wird in Aesch
häufig ein Beispiel eines Mehr-
familienhauses an der Haupt-
strasse erwähnt, dessen natur-
ferne Gartengestaltung vielen
ein Dorn im Auge ist. Für SVP-
PräsidentUlrichSiegenthaler ist
dies trotz dieses negativen
Beispiels kein Grund, ein
komplettes Verbot auszuspre-
chen.

«Zumeist geht es ja umklei-
ne Flächen über wenige Quad-
ratmeter.Dagehtmir einVerbot
zu weit. Es ist der freie Wille
eines jedenEigentümers,wie er
seinen Garten gestaltet.» Für
Siegenthaler sind Schottergär-
ten keine «Totflächen», in und
auf denen kein Leben herrscht.
«Für dieKlimaerwärmung sind
solch kleine Schottgärten nicht
massgebend.»

FrischerWind
beidenGrünen
Grosser Rat Vor einem Monat
bewarbensichFleurWeibelund
Raphael Fuhrer als neues Co-
Präsidium der Basler Grünen.
AmDienstagwurdensievonden
Parteimitgliedern offiziell ge-
wählt. Sie folgen auf Raffaela
HanauerundBenjaminvanVul-
pen, die das Amt nach vier Jah-
ren in neue Hände legen. Im
Interview mit der bz sagte der
abtretendeBenjaminvanVulpen
Ende Jahr: «Raffaela und ich
werden imVorstandbleibenund
unser Know-how, wenn ge-
wünscht, unseren Nachfolgen-
den zur Verfügung stellen.»

Fleur Weibel und Raphael
Fuhrerkündigtenbereits imVor-
feld an, auf der «wichtigen Auf-
bau- undProfessionalisierungs-
arbeit» des vorherigen Präsi-
diums aufzubauen, wie sie
gegenüber dieser Zeitung sag-
ten.SiewollennacheigenenAn-
gaben aber auch neue Akzente
setzen. Das Vize-Präsidium
übernimmt Laurin Hoppler. Er
folgt auf Jérôme Thiriet, der als
Ersatz für Beat Jans (SP) in die
BaslerRegierungeinziehenwoll-
te. Nachdem der 42-Jährige im
erstenWahlgangkeineChancen
hatte, verzichtete er zugunsten
vonAticiMustafa (SP).

In derselbenMitteilung ver-
kündendieGrünen,dass JoVer-
geat als neue Präsidentin der
Fraktion Grüne/JGB gewählt
wurde.Vergeat löstdamitabAp-
ril Harald Friedl ab. Friedl war
bis zumFrühling2021Präsident
der BaslerGrünen gewesen.

Jo Vergeat ist seit Februar
2019 imGrossenRat. Drei Jah-
re später wurde die damals
27-Jährige zur jüngsten Gross-
ratspräsidentin in der Ge-
schichte des Kantons Basel-
Stadt gewählt. Sie ist Mitglied
der Bau- und Raumplanungs-
kommission sowie der Peti-
tionskommission. Vergeatwur-
de schon mehrfach als Regie-
rungskandidatin gehandelt. Sie
kandidierte bei den letztenNa-
tionalratswahlen, bei denen sie
trotz eines guten Ergebnisses
nicht gewinnen konnte. (aib)

«Mankann
nicht frühge-
nuganfangen,
sichmitder
Thematik zu
befassen.»
Cyril Bleisch
Präsident Jungfreisinnige BL


